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LSG Landessozialgericht 
M / D / H / S Maunz / Dürig / Herzog / Scholz (Hrsg.), Kommentar zum Grundge-

setz 
MitbestG Mitbestimmungsgesetz 
Μ / Κ v. Münch / Kunig (Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz 
Μ / Κ / S v. Mangoldt / Klein / Starck (Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz 
MünchArbR Münchner Handbuch zum Arbeitsrecht 
MuSchG Mutterschutzgesetz 
m. w. N. mit weiteren Nachweisen 
n.F. neue Fassung 
NJW Neue Juristische Wochenschrift  (Zeitschrift) 
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift  - Rechtsprechungsreport 
Nr. Nummer 
NVwZ Neue Zeitschrift  für Verwaltungsrecht 
NZA Neue Zeitschrift  für Arbeitsrecht 
o. oben 
o.J. ohne Jahresangabe 
OLG Oberlandesgericht 
o.V ohne Verfasserangabe 
OVG Oberverwaltungsgericht 
PersF Die Personalführung  (Zeitschrift) 
PersR Der Personalrat (Zeitschrift) 
PersV Die Personalvertretung (Zeitschrift) 
PersVG Personalvertretungsgesetz 
RdA Recht der Arbeit (Zeitschrift) 
Reg.E. Regierungsentwurf 
Rn. Randnummer 
Rspr. Rechtsprechung 
RVO Reichsversicherungsordnung 
S. Seite 
s. siehe 
s.a. siehe auch 
SAE Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheidungen (Zeitschrift) 
SBG Soldatenbeteiligungsgesetz 
SchwbG Schwerbehindertengesetz 
SGB Sozialgesetzbuch 
sog. sogenannte(r) 
SprAuG Gesetz über Sprecherausschüsse der leitenden Angestellten 
st. ständige 
st.Rspr. ständige Rechtsprechung 
StGB Strafgesetzbuch 
StuW Steuer und Wirtschaft  (Zeitschrift) 

2* 
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s.u. siehe unten 
TVG Tarifvertragsgesetz 
u.a. unter anderem, und andere 
u.ä. und ähnliche(s) 
usw. und so weiter 
u.v.a. und vieles andere 
v. von; vom 
Verf.  Verfasser 
vgl. vergleiche 
VVDStRL Veröffentlichungen  der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtsleh-

rer (Zeitschrift) 
WRV Weimarer Reichsverfassung 
WSI-Mitt. WSI-Mitteilungen (Zeitschrift) 
WuW Wirtschaft  und Wettbewerb (Zeitschrift) 
z.B. zum Beispiel 
ZfA Zeitschrift  für Arbeitsrecht 
ZGR Zeitschrift  für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 
ZHR Zeitschrift  für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht 
ZIP Zeitschrift  für Wirtschaftsrecht  und Insolvenzpraxis 
ZPO Zivilprozeßordnung 
ZTR Zeitschrift  für Tarifrecht 



Einleitung 

Das Arbeits- und Wirtschaftsleben in Deutschland unterliegt in jüngerer Zeit ge-
radezu dramatischen Veränderungen. Zuvorderst ist hier auf die Globalisierung so-
wie den Prozeß der europäischen Einigung zu verweisen. Das hiermit verbundene 
Zusammenwachsen der lokalen Märkte zu einem gemeinsamen Weltmarkt zwingt 
die Unternehmen, dem wachsenden Konkurrenzdruck durch erhöhte Flexibilität 
und Innovationsbereitschaft  zu begegnen. Ein weiterer wichtiger Veränderungspro-
zeß ist im Fortschreiten der Informationstechnologie zu sehen. Die hierdurch er-
möglichten neuartigen Produktions-, Kommunikations- und Absatzwege führen zu 
erheblichen Umwälzungen im Industrie- und Dienstleistungssektor. Schließlich ist 
auch auf den gesellschaftlichen Wertewandel in Richtung einer Freizeit- und Spaß-
gesellschaft zu verwiesen. So müssen die Unternehmen infolge dieser Entwicklung 
damit kalkulieren, daß für die Arbeitnehmer nicht mehr nur Arbeit und Pflichter-
füllung im Vordergrund stehen, sondern daneben gleichberechtigt die Möglichkei-
ten zur Selbstverwirklichung treten. 

Die hier nur stichpunktartig aufgezeigten Entwicklungen führen in bezug auf 
das Betriebsverfassungsgesetz  (BetrVG) zu zwei gegenläufigen Entwicklungen. 
Hier ist einerseits auf die wachsende gesellschaftliche Akzeptanz der vom BetrVG 
vorgesehenen Mitbestimmungsregelungen zu verweisen. Während es in früherer 
Zeit noch erbitterten Streit über Richtung, Sinn und Reichweite einzelner Regelun-
gen des BetrVG gegeben hat, sind diese heute weitgehend akzeptiert. Kein Arbeit-
geber wird heute noch die betriebliche Mitbestimmung als einen schädlichen so-
zialistischen Fremdkörper im Unternehmen ansehen. Neuere Managementstrate-
gien wie ζ. B. „lean management", „kaizen" oder „management by objektives" -
die ihrerseits als Antworten auf die obigen Veränderungsprozesse verstanden wer-
den - sehen durchweg die Beteiligung der Mitarbeiter als zentralen Baustein vor.1 

Die Mitbestimmung nach dem BetrVG taugt demnach heute nicht mehr als Feind-
bild sondern kann weitgehend als „modernes Managementhandbuch" angesehen 
werden.2 

Dieser positiven Entwicklung gegenüber steht ein zunehmendes Abbröckeln des 
Anwendungsbereichs des BetrVG. Während dem BetrVG noch die Regel Vorstel-
lung zugrundeliegt, die Arbeitsbeziehungen gestalteten sich zwischen vollzeitbe-
schäftigten Arbeitnehmern und einem klar identifizierbaren  Arbeitgeber, führen 

ι Zu den neuen Managementstrategien vgl. ζ. B. Jung,  Personalwirtschaft,  S. 821 ff.; 
Scholz,  C., Personalmanagement, S. 18 f., 399 ff. 

2 So die gelungene Formulierung von v. Hoyningen-Huene,  in: FS für Kissel, S. 387 ff. 
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die oben beschriebenen Veränderungsprozesse zu einer Erosion eben dieser Nor-
malarbeitsverhältnisse.3 Als Beispiele für die neu entstehenden Beschäftigungsver-
hältnisse ist auf die vielfältigen Formen des drittbezogenen Personaleinsatzes, der 
Teilzeitbeschäftigung sowie der „neuen Selbständigkeit" zu verwiesen. Die jewei-
ligen Besonderheiten dieser neuen Beschäftigungsformen  können es zweifelhaft 
erscheinen lassen, ob die Beschäftigungsformen  noch den Bestimmungsmerkma-
len des persönlichen Geltungsbereichs des BetrVG gerecht werden. Kommt man 
hier zu einem ablehnenden Urteil, führt  dies zur Erosion des Anwendungsbereichs 
des BetrVG. 

Im Ergebnis führen die beiden aufgezeigten konträren Entwicklungen zu einem 
paradoxen Zustand: Obwohl sich der Regelungsinhalt des BetrVG wachsender und 
weitgehender Zustimmung erfreut,  verringert sich gleichzeitig die absolute Zahl an 
Beschäftigten, die den positiv bewerteten Mechanismen des BetrVG überhaupt un-
terworfen  sind. Ziel dieser Arbeit ist es, den bezeichneten widersprüchlichen Zu-
stand näher zu beleuchten. Für diese Bewertung stehen zwei verschiedene Ansatz-
möglichkeiten zur Verfügung. Zum einen könnte untersucht werden, was ange-
sichts der neueren Entwicklungen aus Arbeitnehmer-, Arbeitgeber- und wirt-
schaftspolitischer Sicht eine gelungene Neuregelung darstellen würde. Ein solcher 
Ansatz bewegte sich losgelöst von der bestehenden gesetzgeberischen Regelung 
und könnte in einen Vorschlag zur Neuformuliening des persönlichen Geltungsbe-
reichs des BetrVG münden. Die andere Ansatzmöglichkeit liegt darin, die aktuelle 
gesetzliche Regelung als gegeben zu akzeptieren und nur daraufhin zu untersu-
chen, ob die neuen Entwicklungen zu verfassungswidrigen  Differenzierungen  füh-
ren. Dieser Ansatz will nicht eine wirtschaftspolitisch wünschenswerte Regelung 
definieren, sondern dem Gesetzgeber aufzeigen, an welchen Stellen er auf die neu-
en Entwicklungen nicht weiter schweigen darf,  sondern den Geltungsbereich des 
BetrVG zur Vermeidung verfassungswidriger  Differenzierungen  anpassen muß. In 
dieser Arbeit wird der zweite Untersuchungsansatz beschritten. Er hat den Vorteil, 
daß die Ergebnisse nicht die wirtschaftspolitischen Wunschvorstellungen des Ver-
fassers abbilden, sondern in der Lage sind, objektiven Handlungsbedarf  im Bereich 
des Arbeitsrechts zu identifizieren. 

Voraussetzung des für diese Arbeit gewählten Ansatzes ist die Kenntnis von In-
halt und Reichweite des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes als Prüfungsmaßstab 
für Differenzierungen.  Hiermit wird eine höchst umstrittene verfassungsrechtliche 
Problematik angeschnitten. Die inhaltliche Offenheit  des Gleichheitsgrundsatzes 
läßt die Bestimmung eines Prüfungsmaßstabes nicht ohne eingehende Betrachtung 
zu. Würde man hierauf verzichten, bestünde die Gefahr,  daß subjektive Wertungen 
unbemerkt in die Gleichheitspriifung einfließen. Das Ergebnis der Gleichheitsprü-
fung spiegelte in diesem Fall wieder nur die wirtschaftspolitischen Wunschvorstel-
lungen des Verfassers  wider. Aus diesem Grunde steht - trotz des avisierten ar-

3 Zum Prozeß der Erosion des NormalarbeitsVerhältnisses vgl. Plander,  NormalarbeitsVer-
hältnis, S. 19 ff. 
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beitsrechtlichen Schwerpunktes dieser Arbeit - zu Beginn der Untersuchung eine 
detailliertere Auseinandersetzung mit den aus Art. 3 Abs. 1 GG resultierenden Prü-
fungsmaßstäben. Die Untersuchung wird dabei zeigen, daß hierbei nicht ohne wei-
teres auf die Rechtsprechung des BVerfG zurückgegriffen  werden kann. Im An-
schluß an die Bestimmung des Prüfungsmaßstabes ist ein weiterer grundrechtlicher 
Schwerpunkt zu setzen. Zur Kompensierung der inhaltliche Offenheit  des Gleich-
heitsgrundsatzes ist eine Untersuchung darüber angezeigt, ob und inwieweit das 
Grundgesetz zum BetrVG weitergehende Aussagen trifft.  Falls dies nachgewiesen 
werden könnte, würden die Differenzierungen  zum BetrVG einer strengeren Kon-
trolle unterzogen werden können. 

Nach diesen grundrechtlichen Vorarbeiten kann die eigentliche Überprüfung  der 
Differenzierungen  zum persönlichen Geltungsbereich des BetrVG beginnen. Hier-
zu sind zunächst die Differenzierungen  selbst zu bestimmen. Hierbei ist eine Aus-
einandersetzung mit den Stimmen im Schrifttum angezeigt, die im Wege der Ge-
setzesauslegung zu einem Einschluß der neuen Beschäftigungsformen  in den per-
sönlichen Geltungsbereich des BetrVG kommen.4 Wenn diesen Stimmen beizupf-
lichten wäre, würde sich das Problem verfassungswidriger  Differenzierungen  gar 
nicht stellen. Indes wird gezeigt werden, daß die bezeichneten neueren Beschäfti-
gungsformen nicht ohne weiteres in den persönlichen Geltungsbereich des BetrVG 
fallen. Weder im Wege der Auslegung noch im Wege der Analogiebildung läßt sich 
ein solches Ergebnis rechtfertigen.  Die somit nachgewiesenen Differenzierungen 
zum persönlichen Geltungsbereich des BetrVG werden daher anschließend anhand 
der festgelegten Prüfungsmaßstäbe näher untersucht. 

* Vgl. dazu ζ. B. D/K/K-Trümner,  § 5, Rn. 2 ff.;  Plander,  Normarbeitsverhältnis, S. 94 ff.; 
Richardi,  NZA 1987, S. 145 ff.;  Säcker/Joost,  Betriebszugehörigkeit, S. 17 ff.;  Schneider/ 
Trümner,  in: FS für Gnade, S. 190 ff.;  Schüren,  § 14, Rn. 23 ff.;  Schuster,  Arbeitnehmer, 
S. 35 ff.;  Ziemann,  ArbuR 1990, S. 60 ff. 


